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Obligatorische Doppelstaatsbürgerschaft  
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Mit-Mischpoke! 
 
 
Seit vergangenem Samstag, den 20.12.2014, gibt es gegen den erklärten Willen der Mehrheit 
unseres Volkes die doppelte Staatsbürgerschaft für in Deutschland geborene Ausländer nicht 
mehr nur ausnahmsweise (zuvor galt das Optionsrecht, er mußte sich mit 23 Jahren  für die ei-
ne oder andere Staatsbürgerschaft entscheiden), sondern obligatorisch. Sie wird ihm quasi in 
die Wiege gelegt! 
 
Das ist nicht nur eine weitere Benachteiligung von Bio-Deutschen (Türke Özdemir) und damit 
ein weiterer Verstoß gegen den Gleichheitssatz des Grundgesetzes (Art. 3 GG), sondern, in den 
Worten des Verfassungsrechtlers Prof. Dr. Joseph Isensee ein „Staatstreich des Parlaments“ 
(Welt v. 06.01.1999, S. 3); obwohl Isensee vor bereits 15 Jahren darauf hinwies, daß die 
Einführung der doppelten Staatsbürgerschaft – zurückhaltend ausgedrückt – eine „Gering-
schätzung des Grundgesetzes durch das Parlament“ bedeutet, kratzt sich das daran trotz auf-
flammenden Widerstands gegen diese Umvolkung, z. B. in Gestalt von PeGiDa, noch immer 
nicht. Vielmehr nimmt man eine Destabilisierung unseres Landes nicht nur billigend in Kauf, 
sondern arbeitet weiter darauf gezielt hin! 
 
Im Interview mit der „Welt“ sagte Isenberg: 
 

„Eine solche Massenwohltat ist keineswegs ein Akt der Humanität, sondern ein Akt po-
litischer Kalkulation, weil man eine entsprechende Wählerklientel erwartet. Das wird 
keineswegs Spannungen aufheben. Die externen Spannungen zwischen Deutschen und 
Ausländern werden nun in den Kreis der Deutschen hineingenommen. ... ein irre-
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versibler Schritt. Damit werden im Grunde nationale Minderheiten importiert. Ein 
Problem, das die Deutschen bisher so gut wie nicht hatten. Künftig könnte es aber sein, 
daß sich Minderheitenparteien bilden, die von der Fünf-Prozent-Klausel freigestellt 
werden. Es werden also politische Sprengsätze geschaffen. Zugleich werden Rede- und 
Denkverbote aufgerichtet, und es wird mit moralischen Einschüchterungen gearbeitet, 
während es in Wahrheit um ein politisches Großmanöver geht, die wichtigste Frage 
seit der Wiedervereinigung aus der öffentlichen Debatte herauszuhalten. 
 

Die Problematik dieses Vorgehens besteht darin, daß nunmehr durch einfachen Gesetzesbe-
schluß des Parlaments das deutsche Volk umdefiniert und auf einen Schlag mehr als fünf Mil-
lionen Türken zu Deutschen wurden,  
 

„obwohl sich diese nicht zur Gemeinschaft des deutschen Volkes, sondern zu der eines 
anderen, im wesentlichen des türkischen bekennen. Eine solche obrigkeitliche Umdefi-
nition durch das Parlament liegt außerhalb seiner verfassungsrechtlichen Befugnisse. 
Die Staatsangehörigkeit in ihren wesentlichen Strukturen wird vom Grundgesetz garan-
tiert und kann nur durch Verfassungsänderung aufgehoben und wesentlich umstruk-
turiert werden“ („Staatsvolk – ein Staatsstreich des Parlaments“, Welt v. 06. 01.1999, 
Interview mit Prof. Dr. Isensee, S. 3). 

 
Nehmen wir das „Parlament“ darauf in Anspruch, unseren Vorstellungen davon zu genügen, 
wie das deutsche Volk sich selbst zusammengesetzt sehen will und greifen wir seinen obrig-
keitlichen Akt der Selbstüberschätzung vor dem Bundesverfassungsgericht in Form einer Nor-
menkontrollklage an – Ziel ist, diese Gesetz genannte Zumutung, weil Aufsprengung unseres 
Volkes, vom Bundesverfassungsgericht für grundgesetzwidrig erklären und aufheben zu las-
sen. 
 
Setzen wir dem politischen Größenwahn ein Ende und zeigen den Wertschröpfern: „Alle 
Staatsgewalt geht vom Volke aus“ (Art. 20 II. 1 GG), dem Wertschöpfer! Und: „Die Parteien 
wirken (nur) bei der politischen Willensbildung des Volkes mit“ (Art. 21 I. 1 GG) – wobei die 
Betonung auf mitwirken, Mitwirkung liegt, nicht auf Diktat (wie schon im Falle des Euro). 
Denn: 
 

„Wir sind das Volk!“ 
 
Dabei wird um Ihre materielle wie immaterielle Unterstützung gebeten – jeder im Rahmen 
des ihm Möglichen (Bankverbindung: siehe unten). 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
 
 

     Uwe Gattermann 
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